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Regierung will möglichst rasch die Pflegefinanzierung regeln
Krankenkassen sollen weniger, öffentliche Hand und Patienten mehr zahlen

Am 1. Januar 2011 muss das
neue Pflegegesetz in Kraft treten.
Sonst drohen der öffentlichen
Hand Mehrausgaben von 120
Millionen Franken. Das Gesetz
sieht vor, Patienten an den Kos-
ten ihrer Pflege zu beteiligen.

rsr. U Das neue Pflegegesetz soll rasch
unter Dach und Fach. Anlässlich der
Präsentation des Antrags zuhanden des
Kantonsrats hat Gesundheitsdirektor
Thomas Heiniger am Freitag auf den
Zeitdruck hingewiesen, unter dem die
Vorlage steht. Sie soll bereits am 1. Ja-
nuar des nächsten Jahres in Kraft treten
können. Ab diesem Zeitpunkt erlangt
nämlich auch das Bundesgesetz über die
Neuordnung der Pflegefinanzierung
Gültigkeit. Dieses sieht vor, die Patien-
ten in die Finanzierung der Pflege ein-
zubinden; über das Ausmass hat jeder
Kanton selber zu entscheiden.

Keine Quersubventionen mehr
Sollte nun zu jenem Zeitpunkt keine
kantonale Regelung Gültigkeit haben,
könnten die Patienten nicht an den Kos-
ten beteiligt werden; der öffentlichen
Hand entstünden Mehrausgaben von
bis zu 120 Millionen Franken pro Jahr.
Heiniger konstatiert daher: «Das ganze
Paket unterliegt einem grossen Zeit-

druck.» Noch im Juni werde die zustän-
dige Kommission mit den Beratungen
beginnen. Das Gesetz ist zugleich für
dringlich erklärt worden und kann also
auch vor Ablauf der Referendumsfrist
in Kraft treten.

Auch wenn bisher die Patienten
nichts an die Pflegeleistungen – wohl
aber an Unterkunft, Verpflegung und
Betreuung – haben zahlen müssen, ent-
stehen ihnen aus den 120 Millionen
Franken lediglich Mehrkosten von 33
Millionen Franken pro Jahr. Die Ge-
sundheitsdirektion schätzt, dass die
Pflege bis anhin mit jährlich 85 Millio-
nen Franken quersubventioniert wurde
– zum Beispiel mit höheren Preisen für
haushälterische oder pflegerische Leis-
tungen. Das Bundesgesetz hatte zum
Ziel, solche intransparenten Verrech-
nungen zu verhindern.

Dazu wurde ein Kostenverteilschlüs-
sel festgelegt. Basierend auf einer Stich-
probe, sind für Pflegeleistungen Norm-
kosten definiert worden. Hieraus leitet
sich die Höhe der Beiträge von Kran-
kenkassen und Patienten ab. Diese zwei
Träger können nicht allein für die ge-
samten Kosten aufkommen; den Rest,
das sogenannte Normdefizit, teilen sich
Kanton und Gemeinden. Die Höhe der
Beiträge des Kantons richtet sich nach
der Finanzkraft der jeweiligen Gemein-
de. Bei der ambulanten Pflege über-
nimmt er zwischen einem Viertel und
der Hälfte, bei der stationären Pflege

zwischen 3 und 50 Prozent des Norm-
defizits. Sollten die wahren Kosten die
Normkosten übertreffen, muss die Ge-
meinde oder allenfalls der private Trä-
ger eines Pflegheims für das zusätzliche
Defizit aufkommen. Daher war nicht
nur in der Vernehmlassung Kritik an
der Kostenberechnung zu hören.

Auswirkungen auf Prämien?
Dies führt im Zürcher Pflegegesetz nun
dazu, dass den Patienten für stationäre
Pflegeleistungen 21.60 Franken, für am-
bulante bis zu 15.95 Franken pro Tag
verrechnet werden können. Die Ge-
sundheitsdirektion nutzt mit diesen An-
sätzen den vom Bund gewährten Spiel-
raum von bis zu 20 Prozent der Norm-
kosten aus. Im Gegenzug besteht die
Möglichkeit, dass in einzelnen Pfleg-
heimen die Kosten für Unterkunft, Ver-
pflegung oder Betreuung etwas sinken,
da nicht mehr quersubventioniert wer-
den muss.

Keine Flexibilität besteht dagegen
bei den Leistungen der Krankenkassen,
die im Bundesgesetz fix geregelt sind.
So dürften die Krankenkassen bis zu 74
Millionen Franken weniger ausgeben
müssen, was sich laut Heiniger auf die
Prämien niederschlagen sollte. Dagegen
muss die öffentliche Hand 46 Millionen
Franken mehr beisteuern: der Kanton
19, die Gemeinden 23 und gemeinsam
noch einmal 4 Millionen Franken mehr,

um den zu erwartenden Anstieg bei den
Ergänzungsleistungen auszugleichen.
Diese können weiterhin bezogen wer-
den, wenn es einem Patienten unmög-
lich ist, seine Pflege zu bezahlen.

Die Pflege verursacht im Kanton
Zürich Kosten von rund 570 Millionen
Franken. Der grösste Teil davon fliesst
ab 2011 mit dem neuen Verteilschlüssel
in die «normalen Pflegeleistungen».
Ohne Beteiligung der Patienten kom-
men Krankenkassen (zu maximal 45
Prozent) und öffentliche Hand für die
Kosten in der neu geschaffenen Katego-
rie «Akut- und Übergangspflege» auf.

«Ambulant vor stationär»
Zu den Zielen des Gesetzes gehört die
Stärkung des Grundsatzes «ambulant
vor stationär»: Mehr Pflegebedürftige
sollen in ihrem angestammten privaten
Umfeld gepflegt werden. Anreiz dafür
dürften einerseits die niedrigeren Tarife
für die ambulant gepflegten Patienten,
anderseits die teilweise Finanzierung
von Betreuung und Hauswirtschaft im
Spitex-Bereich durch Kanton und Ge-
meinden sein. Dieses Vorgehen be-
grüsst etwa die CVP. Sie weist aber war-
nend darauf hin, dass mehr Patienten
auf Ergänzungsleistungen angewiesen
sein werden. Die SP befürchtet, dass
Gesundheit zum unbezahlbaren Gut
wird, und fordert den Regierungsrat auf,
das Pflegegesetz zurückzuziehen.

Start der Untersuchung im Migrationsamt
Der Rechtsanwalt und ehemalige St. Galler Stadtrat Peter Schorer klärt die Vorwürfe ab

In den nächsten Monaten wird
der St. Galler Rechtsanwalt Peter
Schorer die angeblichen Miss-
stände im Migrationsamt unter-
suchen. Die Mitarbeiter sind da-
für vom Amtsgeheimnis entbun-
den, wie Sicherheitsdirektor Hol-
lenstein vor den Medien sagte.

Dorothee Vögeli

Um die Vorwürfe an die Adresse des
kantonalen Migrationsamtes zu klären,
hat der zuständige Sicherheitsdirektor
Hans Hollenstein den Rechtsanwalt Pe-
ter Schorer mit einer Untersuchung be-
auftragt. Der 64-Jährige war früher Vor-
steher der Direktion Sicherheit und
Soziales der Stadt St. Gallen. Wie Hol-
lenstein am Freitag vor den Medien
sagte, kennt er den freisinnigen Schorer
aus seiner einstigen Tätigkeit als Win-
terthurer Stadtrat. Er pflege aber keine
persönlichen Kontakte, hielt der CVP-
Regierungspräsident fest.

Dokumentation für Schorer
Er habe Schorer bei der Zusammen-
führung der Polizeischulen beigezogen
und ihn als profunden Juristen schätzen
gelernt. In seiner anwaltlichen Tätigkeit
sei Schorer auf öffentlichrechtliche Fra-
gen spezialisiert, er leite öfters Verwal-
tungsprojekte und sei mit Verwaltungs-
abläufen bestens vertraut. Da er früher
für das Sicherheitsdepartement zustän-
dig gewesen sei, sei Schorer mit einem
Amt vertraut, das auch unangenehme
Entscheide fällen müsse, führte Hollen-
stein aus.

Während der Untersuchungen im
Migrationsamt wird Schorer mit der auf
Arbeitsrecht spezialisierten Rechtsan-
wältin Angela Hensch zusammenarbei-
ten. Bis im Sommer soll der Unter-
suchungsbericht vorliegen. Dann sollen
auch die Geschäftsprüfungskommission
(GPK) des Kantons Zürich und die
Öffentlichkeit über die Resultate infor-
miert werden. Für seine Analyse be-
nötigt Schorer alle Unterlagen, auf die

sich die Vorwürfe stützen, also insbe-
sondere die Dokumentation, die An-
walt Ueli Vogel-Etienne im bekannt-
gewordenen Schreiben an Amtschef
Adrian Baumann erwähnt hatte. Ge-
genüber Hollenstein hat Vogel-Etienne
mittlerweile zugesichert, Schorer das
Beweismaterial zuzusenden. Wie dieser
weiter sagte, braucht er zunächst auch
alle Weisungen und Organigramme sei-
tens des Migrationsamtes, um das wei-
tere Vorgehen zu bestimmen. Auf alle
Fälle wird Schorer Mitarbeiter des
Amts und der ganzen Direktion befra-
gen, weshalb Hollenstein das Personal
vom Amtsgeheimnis entbunden hat.

Wie SP-Kantonsrat Rolf Steiner,
GPK-Referent für die Sicherheitsdirek-

tion, am Rande der Pressekonferenz
festhielt, lässt die Art der Vorwürfe an
das Migrationsamt das von Hollenstein
gewählte Vorgehen zu.

Personal distanziert sich
Allerdings fordert die SVP die GPK in
einem Communiqué auf, die Unter-
suchung «engmaschig zu begleiten».
Über das Wochenende werde die Partei
dazu einen Fragenkatalog ausarbeiten,
der durch die SVP-Mitglieder in die
GPK eingebracht werde. Diese müsse
auch abklären, inwiefern die politische
Führung ihrer Aufsichtspflicht für das
Migrationsamt nachgekommen sei,
heisst es in der Medienmitteilung. Zu

Wort hat sich am Freitag auch eine
Mehrheit der anwesenden Mitarbeiten-
den des Migrationsamts gemeldet. In
einem Schreiben an den Verband des
Personals öffentlicher Dienste (VPOD)
betonen sie, dass der immense Arbeits-
anfall, der täglich über sie hereinbreche,
ihnen überhaupt keinen Spielraum
gebe, sich durch irgendwelche andere
Tätigkeiten ablenken zu lassen. Weder
konsumierten sie Internetpornografie,
noch missbrauchten sie die Arbeitszeit
für Privatangelegenheiten. Sie wollten
hiermit nachdrücklich sagen, dass «wir
uns von diesen Vorwürfen gegen uns
klar und deutlich distanzieren», lassen
sich die Mitarbeitenden in einer VPOD-
Mitteilung zitieren.

Der mit der Untersuchung beauftragte Rechtsanwalt Peter Schorer (links), Regierungspräsident Hans Hollenstein und Hans-
Peter Tschäppeler, Generalsekretär der Sicherheitsdirektion (rechts), an der Pressekonferenz vom Freitag. ADRIAN BAER / NZZ

Gemeinsame
Prioritäten

Metropolitanraum zum Verkehr

Die Konferenz des Metropolitan-
raums Zürich hat sich auf fünf
Bahnprojekte geeinigt, für die
ihre Mitglieder in Bern lobbyie-
ren wollen. Sie verbessern die
Anbindung an andere Zentren
und die Verbindungen innerhalb
des Metropolitanraums.

wbt. U Mit der Präsentation ihrer Vor-
stellungen von Bahn 2030 haben das
Bundesamt für Verkehr und die SBB im
März den Startschuss für eine Ausmar-
chung um den Ausbau der Bahninfra-
struktur bei knappen Mitteln in den
kommenden Jahrzehnten gegeben. Am
Freitag haben die Mitglieder des Ver-
eins Metropolitanraum Zürich in Lu-
zern beschlossen, in diesem Kampf um
Ressourcen mit einer Stimme zu spre-
chen. Zum Verein zählen die Kantone
Schwyz, Schaffhausen, Luzern, Zug,
St. Gallen, Thurgau, Aargau und Zürich
sowie rund 100 Kommunen.

Ihre politisch Verantwortlichen wer-
den sich in naher Zukunft aktiv am Lob-
bying für folgende Schienenprojekte
und die notwendigen Begleitmassnah-
men einsetzen, wie der Verein mitteilt:

Brüttener Tunnel: Anders als die SBB
und der Bund will der Metropolitan-
raum daran festhalten, eine Taktver-
dichtung zwischen Zürich, Flughafen
und Winterthur zu erreichen und die
Verbindung in die süddeutschen Zen-
tren zu verbessern.

Zimmerberg-Basistunnel II: Ange-
strebt wird ein Viertelstundentakt nach
Zug und Luzern sowie Verbesserungen
im Verkehr nach Mailand und Turin,
nach Wien, Bratislava und in die Touris-
musregion Graubünden.

Heitersbergtunnel II: Es geht um
Taktverdichtungen zwischen Zürich,
Baden und Aarau sowie um die engere
Anbindung an andere Metropolitan-
räume in der Westschweiz, in Frank-
reich, Belgien und Deutschland.

Ausbau des Bahnhofs Stadelhofen in
Zürich: Ziele sind dichtere S-Bahn-
Takte und eine höhere Stabilität des
Regionalverkehrs.

Ausbauten in Basel: Angestrebt wer-
den bessere Verbindungen rheinauf-
wärts und nach Stuttgart.

Noch kein Beschluss wurde zur Prio-
risierung der von einer Arbeitsgruppe
definierten Schlüsselprojekte im Stras-
senverkehr gefasst; zuerst sollen ihre
Wechselwirkungen mit den Bahnvorha-
ben und ihre umwelt- und raumrelevan-
ten Wirkungen näher geprüft werden.
Es handelt sich um den 6-Spur-Ausbau
der Nordumfahrung Zürich, die Glatt-
talautobahn, den Stadttunnel Zürich
und den Heitersberg-Strassentunnel.

Langer Stau auf der A1
Lastwagenanhänger umgekippt

mbm. U Auf der Autobahn 1 in Wangen-
Brüttisellen ist es am Freitag im Morgen-
verkehr wegen eines Verkehrsunfalls
mit einem Lastwagen zu einem kilo-
meterlangen Stau gekommen. Verletzt
wurde dabei niemand. Wie die Kantons-
polizei Zürich mitteilt, kippte kurz vor
4 Uhr aus bis am Freitagabend noch un-
geklärten Gründen auf der A 1 in Fahrt-
richtung St. Gallen der Kühl-Anhänger
eines Lastwagens um. Dabei wurde eine
der beiden Fahrbahnen blockiert. Der
54-jährige Chauffeur blieb unverletzt.
Obwohl der Verkehr einstreifig geführt
werden konnte, bildete sich rasch ein
Rückstau von maximal ungefähr 18
Kilometern. Die Ladung blieb im An-
hänger und ergoss sich nicht über die
Strasse. Gleichwohl dauerten die Ber-
gungsarbeiten mehrere Stunden, erst
kurz vor 9 Uhr war die A 1 Richtung
St. Gallen wieder normal befahrbar.


